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Wird ein Aufnahmeverfahren eröffnet,
erhalten die Asylsuchenden den Status N und
werden den Kantonen zugeteilt. Sie kommen
in ein kantonales Durchgangszentrum.
In unserer Region sind das Zentren in:
– Embrach
– Oberembrach
– Lindau
– Zell
– Winterthur

Aus den kantonalen Zentren werden die
Asylsuchenden an die Gemeinden
in der Region weiter verteilt.
Dort leben sie, bis ihr Verfahren abgeschlossen ist.

Empfangs- und
Verfahrenszentrum

des Bundes

Nach max.
3 Monaten

Verteilung
auf die
Kantone

Kantonales
Durchgangszentrum

Verteilung
auf die
Gemeinden

Das unserer Region am nächsten gelegene Zentrum
ist in Kreuzlingen. Weitere gibt es in Altstätten SG,
Chiasso, Basel und Vallorbe.
In den Zentren stellen Neuankömmlinge
ihr Gesuch und werden registriert.

Asylunterkunft
in der Gemeinde

– Anhörung zu Asylgründen
– Asyl- und Wegweisungsentscheid
– Kann beim Bundesverwaltungsgericht
angefochten werden
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Wegweisung,
weil z. B.
asylunwürdig

Staatssekretariat
für Migration

Asyl-
gewährung

Von Addis Abeba nach Schlatt

sie müssen zurück

Abgewiesene Asylbewerber
müssen das Land verlassen –
freiwillig oder nach Ablauf der
Frist, unter Zwangsmassnahmen
der Kantone. Sie haben weder
Anspruch auf Sozialhilfe, noch
dürfen sie einer Arbeit nachge-
hen. Sie haben Anspruch auf
kantonale Nothilfe, meist Natu-
ralien oder Gutscheine. Kinder
dürfen bis zur Ausreise die Schu-
le besuchen, wie alle Kinder im
Asylprozess. Gegen den Ausrei-
sebescheid kann beim Bundes-
verwaltungsgericht Beschwerde
eingelegt werden. Besonders gut
integrierte Personen können
nach fünf Jahren beim Kanton
ein Härtefallgesuch stellen. Ende
Oktober bezogen im Kanton
Zürich 859 Personen Nothilfe.

Beispiel: Der 19-jährige Mama-
dou aus Guinea hat sich als
Kriegsflüchtling aus Sierra Leone
ausgegeben. Im Asylverfahren
wird klar: Er stammt aus Guinea,
einem sicheren Land, und muss
dorthin zurückkehren.

sie BLeiBen vorerst

vorläufig aufgenommene Aus-
länder sind Personen, deren
Asylgesuch abgewiesen wurde,
bei denen eine Ausweisung aber
vorerst nicht möglich ist, etwa
wegen fehlender Papiere oder
schlechter Gesundheit. Ihr F-Sta-
tus wird jährlich neu überprüft.
Sind die Gründe gegen die Aus-
weisung nicht mehr gegeben,
wird sie vollzogen, ebenso wenn
die Person kriminell wird. Vor-
läufig Aufgenommene haben
Anspruch auf einen (reduzierten)
Sozialhilfesatz und können eine
Arbeitserlaubnis beantragen.
Sind sie wirtschaftlich selbst-
ständig, ist nach drei Jahren ein
Familiennachzug möglich. Ende
Oktober lebten im Kanton 1819
vorläufig Aufgenommene.

Beispiel: Der 23-jährige Soma-
lier Ahmed suchte in Europa
sein Glück. Er ist nicht persön-
lich verfolgt, aber aufgrund der
unsicheren Lage infolge des
Bürgerkriegs kann er – vorerst –
in der Schweiz bleiben.

sie BLeiBen vorerst

vorläufig aufgenommene
Flüchtlinge erfüllen die Flücht-
lingsdefinition; dies allerdings
erst durch ihre Ausreise selbst
oder wegen eines Verhaltens
nach der Ausreise (etwa wenn
sie in der Schweiz politisch aktiv
wurden). Ebenfalls in diese
Gruppe fallen Flüchtlinge, die
aufgrund verwerflicher Hand-
lungen (z. B. Kriegsverbrechen)
als asylunwürdig eingestuft
wurden. Diese Personen dürfen
arbeiten und haben Anspruch
auf den normalen Sozialhilfe-
satz. Wie alle mit F-Status dür-
fen sie (unter engen Auflagen)
reisen – aber nicht ins Heimat-
land. 1348 vorläufig aufgenom-
mene Flüchtlinge wurden
zuletzt im Kanton gezählt.

Beispiel: Aziz, 26, floh aus Erit-
rea vor der Zwangsarbeit im
Nationaldienst und müsste an-
lässlich seiner Rückkehr schwe-
re Strafen erwarten. Die Mehr-
zahl der Fälle in dieser Katego-
rie entfällt aktuell auf Eritreer.

sie DürFen BLeiBen

Anerkannte Flüchtlinge erfül-
len die Definition der Genfer
Flüchtlingskonvention: Sie müs-
sen in ihrem Heimatland auf-
grund ihrer Rasse, Religion, Eth-
nie oder politischen Überzeu-
gung ernsthafte Nachteile be-
fürchten. Sie sind erwerbsfähig,
haben vollen Sozialhilfean-
spruch und geniessen freie
Wohnsitzwahl im Kanton und,
sofern wirtschaftlich selbststän-
dig, im ganzen Land. Ehepartner
und minderjährige Kinder wer-
den ebenfalls als Flüchtlinge an-
erkannt. Nach frühestens fünf,
meist zehn Jahren können gut
integrierte Personen die Nieder-
lassungsbewilligung (C-Ausweis)
beantragen. 6520 anerkannte
Flüchtlinge leben im Kanton.

Beispiel: Sadiye, eine 25-jährige
Türkin, wurde bei Studenten-
protesten verhaftet. Sie floh vor
einer mehrjährigen Haftstrafe
wegen der angeblichen Unter-
stützung einer in der Türkei
verbotenen linken Partei. mig

AsylverfAhren mehr als
2500 Asylsuchende sind in
der region Winterthur unter-
gebracht. organisiert wird die
verteilung von verschiedenen
Behörden. Wer wo wohnt,
entscheidet aber trotzdem
vor allem der zufall.

Rund 39000 Personen haben
2015 in der Schweiz Asyl bean-
tragt. Die Gemeinden des Kan-
tons Zürich müssen insgesamt
8513 Asylsuchenden Obdach bie-
ten. Fünf von ihnen muss zum
Beispiel Schlatt aufnehmen, 23
Weisslingen und 746 Winterthur
(siehe «Landbote» vom 9. Januar
2016). Wer entscheidet, wer wo-
hin kommt?
DasSchemarechts zeigt grund-

sätzlich denWeg, den jeder Asyl-
suchende durchlaufen muss:
Asylsuchende müssen ihren An-
trag an einemder fünf nationalen
Empfangs- und Verfahrenszent-
ren (EVZ) stellen, zumBeispiel in
Kreuzlingen.Vondortwerden sie
einem Kanton zugewiesen, zum
Beispiel demKantonZürich.Wel-
cher Kanton wie viele Menschen
aufnehmen muss, regelt der
Bund.

Umfassende Koordination
Im nationalen Empfangszent-
rum bekommen die demKanton
Zürich zugewiesenen Asylsu-
chenden ein Zugticket nach Zü-
rich ausgestellt. Sie fahren ohne
Begleitung im Zug in die Stadt,
wo sie sich dann am Schalter des
kantonalen Sozialamtes melden
müssen.
Vondortwerden sie aneinkan-

tonales Durchgangszentrum zu-
geteilt, in der RegionWinterthur
also zum Beispiel nach Lindau.
AuchdiesenWegmachen siewie-
derunbegleitetmit demZug. «Bei
der Zuteilung der Asylsuchenden
berücksichtigen wir nach Mög-
lichkeit die besonderen Bedürf-
nisse von Familien oder weibli-
chen Einzelpersonen», sagt Jürg
Schuler, der Leiter der Asylkoor-
dination des kantonalen Sozial-
amtes. «Grundsätzlich erfolgt die
Zuteilung aber nach Belegungs-
stand in unserenUnterkünften.»
Aber auch die kantonalen Zen-

tren sind für die Asylsuchenden
nur eine Durchgangsstation. Von
dort werden sie dann wiederum
weiter an die Gemeinden vermit-
telt – zum Beispiel nach Schlatt,
Weisslingen oder Winterthur.
Auch bei der Verteilung auf die
Gemeinden entscheiden freie
Plätze sowie besondere Bedürf-
nisse von Familien und Frauen
darüber,wergenauwohinkommt.
In den Gemeinden bleiben die
Asylsuchenden, bis ihr Verfahren
abgeschlossen ist. Im Durch-
schnitt dauert einVerfahren rund
260 Tage.

Beschleunigung in Verzug
DieserProzess soll durchdie vom
Parlament ausgearbeiteteReform
des Asylprozesses beschleunigt
werden. Die Reform sieht im
Wesentlichen vor, dass die meis-
ten Asylverfahren nach maximal
140 Tagen abgeschlossen werden
können.Während dieser Zeit sol-
lendieAsylsuchenden inBundes-
zentren untergebracht werden.
Ob das neue Verfahren über-

haupt zur Anwendung kommen
wird, wird das Volk entscheiden
müssen. Denn am vergangenen
Donnerstag hat die SVP bei der
Bundeskanzlei nach eigenen
Angaben 65000 Unterschriften
gegen die geplante Revision ein-
gereicht. Sie wehrt sich insbe-
sondere gegen eine kostenlose
Rechtsvertretung, auf die Asylsu-
chende inderneuenRegelungein
Anrechthaben sollen.Und siewill
nicht, dass der Bund im Asylwe-
senmehr Kompetenzen erhält.

Alexandra Stark
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einige Anmerkungen

Was die Grafik zeigt
schritt für schritt zeigt das obi-
ge Schema den Weg, den Asyl-
suchende im heutigen Schwei-
zer Asylsystem durchlaufen (Sta-
tus quo vor der geplanten Re-
form). Manches ist vereinfacht
dargestellt: So werden die Perso-
nen, die direkt an Dublin-Staa-
ten weitergeliefert werden, nicht
extra aufgeführt. Gar nicht in der
Grafik sichtbar sind die Men-
schen, welche illegal einreisen,
aber nie ein Asylgesuch stellen,
sowie jene, die nach Ablehnung
des Gesuchs nicht ausreisen,
sondern untertauchen (Sans-
Papiers). Aber auch «Aufstiegs-
möglichkeiten» fehlen; so kön-
nen sich gut integrierte Auslän-
der mit F-Status nach fünf Jah-
ren um eine Aufenthaltsgeneh-
migung (B-Ausweis) bewerben.
Eine ausführlichere Grafik und
vertiefende Informationen sind
auf der Seite des Staatssekreta-
riats für Migration zu finden:
http://bit.ly/1n5w31P. as/mig


